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Dr, Hans Gerstenkorn 

Die Höherstufung bibliothekarischer Hilfskräfte im Vergütungsrecht 
Zum Urteil des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf/Kammer in Köln 
vom 6.Juni 1961 

Durch eine intensive Fachberatung der Grossen Tarifkommission, 

durch die Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behördenbiblio-

theken und andere bibliothekarische Fachverbände
2 

ist es gelungen, 1 

im "Tarifvertrag für die Angestellten des öffentlichen 44,101St*0  tom 

15,1.196e" (TVOD) 3  für den Berufsstand des Diplom-Bibliothekare 

an wissensdhaftlichen und  Behördenbibliotheken  wesentliche Ver-

besserungen in Bezug auf die Eingruppierungen zu erzielen. Das 

Hauptergebnis war die  Hebung  der Eingangsstufe von Verg.Gr. VIb 

nach Verg.Gr.  Yb,  was die längst fällige Aufnahme der Diplom. 

Bibliothekare in die Inspektorengruppe bedeutete, Bei der allge-

meinen Hebung der Eingangsstufe wurde jedoch die alte Fallgruppa 

Verg.Gr. VIb4  

"Angestellte bei Büchereien mit abgeschlossener Fachaus-
-bildung für den mittleren Biblictheksdienst mit selb-
ständigen Leistungen in der Tätigkeit von Bibliotheks-
inspektoren sowie gleichwertige Kräfte mit entsprechender 
Tätigkeit" 

.ersatzlos gestrichen, ohne die in Verg.Gr. VII verbliebenen 

"Angestellten bei Büchereien mit gründlichen Fachkenntnissen im 

Bibliotheksdienst" (bibliothekarische Hilfskräfte; Bibliotheks/ 

Büchereihelfer) auch in die nunmehr frei gewordene Fallgruppe der 

Verg.Gr. VIb (neu) zu übernehmen. Da die Tarifkommission mit ' 

dem TVÖD nur die Absicht hatte, die dringend notwendig gewordene 

.1) Gerstenkorn: Der Diplom-Bibliothekar im öffentlichen Dienst und 
der Tarifvertrag vom 15.Januar  196e,  In: Arbeit und Recht.196o. 
S.173 ffe 

2) Vgl. Gerstenkorn: Die Rechtsiellung des Behördenbibliothekars 
nach der Besoldungsgesetzgebung. In: Arbeitsgemeinschaft der 
Parlaments- und Behördenbibliotheken. Arbeitshefte 1959. 3. 
S.15 ff.; Kaspers: Zum Abschluß der Verhandlungen über die tarif. 
liche Einstufung der Diplom-Bibliothekare im Angestelltenverhält-
nis. In: Mitteilungsblatt des Verbandes der Bibliotheken des 

' Landes Nordrhein-Westfalen (n.F.) 1959, Nr,4 5.97 ff. 

3) Mit BegleiterlaB des BMI v, 4.3.1960 1 11 B2-4101-29 II/6o, ver-
öffentlicht im GMB1. 1960. Nr.9 v.17.3.196o. 

4) Die alte Formulierung der Verg.Gr. VIb in der'TO.A wird in 
diesem Beitrag zitiert: Verg.Gr. VIb (alt) TO.A; die neue 
Formulierung nach dem TOD wird zitiert: Verg.Gr. VIb (neu) 
TOCA.  Die gleiche Zitierweise gilt für die Verg.Gr. Vb. 	' 
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Anpassung der Verg.Gr. VIb bis IVa der Anlage 1 zur TO.A. für 
Angestellte mit vergleichbaren Beamtentätigkeiten an die durch die 
Besoldungsreform entstandene Lage schon vor dem Abschluß der eigent-
lichen Verhandlungen zum Bundeeangestelltentarifvertrag (BAT) vor-
zuziehen, wurde das Anliegen der bibliothekarischen Hilfskräfte 

auf Einräumung einer Höherstufungsmöglichkeit nach Verg.Gr. VIb 

einfach übersehen. Da die Sperrvorschrift des §  5 Nr.3 TVÖD besagt, 
daß für Angestellte, die in der Anlage 1 zur TO.A. in den Verg.Gr.VII, 
VIb, Vb, IVb oder IVa außerhalb der jeweils 1.Fallgruppe mit beg. 
sonderen Tätigkeitsmerkmalen aufgeführt sind, das Tätigkeitsmerkmal 
der jeweils 1.Fallgruppe weder in der Vergütungsgruppe, in der sie 
aufgeführt sind, noch in einer höheren Vergütungsgruppe gilt, ist 
somit in Bezug auf die Einstufung der bibliothekarischen Hilfskräfte 

eine echte Lücke im Tarifgeftige entstanden. 

Wie nicht anders zu erwarten war, hat diese Tatsache inzwischen 
fast bei allen betroffenen Behörden und Bibliotheken große Unruhe 
ausgelöst. Denn die meisten Bibliotheken besitzen Hilfskräfte, die 
sich durch langjährige Erfahrung und Tätigkeit im Bibliothekswesen 
hervorragende Fachkenntnisse angeeignet haben und die sich nun bei 
der Neuordnung des Vergütungsrechts um eine Weiterkommensmöglichkeit 
betrogen fühlen. Der Verfasser hat seit dem Inkrafttreten des TVÖD 
im Auftrag des Vorstandes der Arbeitsgemeinschaft der Parlaments-
und Behördenbibliotheken eine Vielzahl von Anfragen von Kultusmi-
nisterien, Landes- und Kommunalbehörden, von Verbänden und Biblio-
theken aller Typen über diese Frage gutachtlich beantworten müssen. 
In allen diesen Anfragen kam der dringende Wunsch zum Ausdruck, 
älteren, hochqualifizierten bibliothekarischen Hilfskräften der 
Verg.Gr. VII durch Höhergruppierung in die Verg Gr. VIb ein boo, 
seres wirtschaftliches Auskommen zu sichern. Dabei wurde auch die 
Sorge der Dienstherren deutlich, daß berufserfahrene Kräfte nur mit 
einer Vergütung nach Verg.Gr. VII auf die Dauer nicht gehalten 
werden können. Geschickte Personalabteilungen, besonders in den 
Ländern Hessen und Hamburg, gingen sogar dazu über, qualifizierte 
Bibliotheksangestellte der Verg.Gr. VII unter Umgehung der Verg.Gr. 
VIb direkt in der Verg.Gr. Vb (neu) unterzubringen. Da es nach dem 
Tarifrecht für die Einreihung eines Angestellten in eine Vergütungs-
gruppe allein auf die Tätigkeit ankommt, die der Angestellte ausübt, 

ist eine solche Höhergruppierung möglich, wenn es auch nicht ein-
fach sein wird, die für die Verg.Gr. Vb (neu) erforderliche "all- 
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seitige Verwendbarkeit" für eine nicht ausgebildete Fachkr,s„Pt-su_ 

begründen. Auch entsprechen solche Höhergruppierungen nicht dem 

Sinne des Tarifvertragés. Die Tarifvertragsgeber haben die Tätig-

keitsmerkmale der Verg.Gr. VIb (neu) ausdrücklich so gefaßt, daß sie 

nur als Endgruppe für Angestellte mit Tätigkeiten des mittleren Ver-

waltungsdienstes in Betracht kommen, während die Tätigkeiten des ge.. 

hobenen Dienstes in die Vergütungsgruppen mit niedrigerer Ordnungs-

zahl einzureihen  sind. Der einzig richtige Ausweg aus diesem Di-

lemma ist, daß die Lücke im Tarifgefüge durch die Aufnahme einer ' 

Fallgruppe für "Angestellte bei Büchereien tit gründlichen Fachkennt-

nissen im Bibliotheksdienst" in die Verg.Gr. VIb (neu) geschlossen 

wird. Dies ibtlarifreóhtlich möglich, da der TVÖD keine abSchlieSsen-

dé Deubewertung aller Angestelltenfunktionen, sondern nur eine sus 

den c.a. Gründen notwendig gewordene Zwischenlösung
5  bringen wollte. 

Nach Abschluß des BAT
6 werden neue Verhandlungen über eine end-

gültige Neuordnung,aller Tätigkeitsmerkmale beginnen, die als Anlage 

zum BAT später die alte Anlage 1 zur TO.A und dem TVOD ablösen 

werden. Die Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behördenbiblio-

theken hat inzwischen folgende Neuformulierungen zur Diskussion 

gestellt: 7 

"Angestellte an Büchereien mit antemessenen Kenntnissen im 
praktischen Bibliotheksdienst rEibliothekr/Büchereigehi ttfen) 
und entsprechender Tätigkeit". 

für Verg.Gr. VIb BAT: 

"Angestellte an Büchereien mit gründlichen  Kenntnissen und 
mindestens dreijähriger Erfahrung im praktischen Bibliotheks-
dienst (Bibliotheks/Büchereigehilfen) und weitgehend selb-
ständiger Tätigkeit auf bestimmten Arbeitsgebieten." 

5) Gerstenkorn: Der Bundesangestelltentarifvertrag vom 23.Februar 1961. 

Int Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behördenbibliotheken. 
Arbeitshefte 1961. 8. S.19 ff. 

6) Bundes-Angestelltentarifvertrag (Bund, Länder, Gemeinden) (BAT) 

Y. 23.2,1961. Grüne Textausgabe mit Anmerkungen der Gewerkschaft 

ÖTV. Stuttgart: Verlagsanstalt Courier 1961. Abgedruckt im 
GMB1, 1961.  5 .137., 

7) Vgl. Rundschreiben Nr.1/61 vom 1.8.1961 der Kommission für 

BerufSfragen des VDB 



Diese Vorschläge werden in Anmerkungen noch durch eine detaillierte 

Aufzählung hilfsbibliothekarischer Tätigkeiten und Aufgaben er-

gänzt, die im Rahmen dieses Beitrages nicht wiedergegeben  werden 

können. Nach Abschluß der Diskussion werden die Vorschläge der 

Grossen Tarifkommission übergeben. 

Nun it  aber mit einer Beratung der hier in Betracht kommenden 

Vergütungsgruppen durch die Grosse Tarifkommission frühestens im 

nächsten Jahr zu rechnen. Denn die arbeitsmä2i, 	außerordentlich 

überlastete Kommission muß allen Angeetelltenberufen gerecht wer-

den. Sie hat zur Zeit mit den Verhandlungen über die Verg.Gr. III 

bis I begonnen.
8 Da die Fertigestellung der endgültigen Vergütungs-

ordnung zum BAT aller Voraussicht nach noch einen langen Zeitraum 

in Anspruch nehmen wird, ergab sich nr den Vorstand der Arbeits-

gemeinschaft der Parlaments- und Behördenbibliotheken die Frage, 

ob eine leistungsgerechte Eingruppierung der bibliothekariechen 

Hilfskräfte auf anderem Wage ' auch schon früher erreicht  werden 

kann. In den Fallen, wo Bibliotheksangestellte überwiegend mit 

Verwaltungs- und Büroaufgaben beschäftigt werden, könnte ihre , 

Höhergruppierung nach Verg.Gr. VIh auch aufgrund  des TVOD been-

tragt werden, wenn sie gründliche und vielseitige Fachkenntnisse 

besitzen und in nicht unerheblichem Umfange selbständige Leistungen 

erbringen. Einige Behörden haben die Angestellten an Büchereien 

als "Registraturangestellte" bezeichnet  und auf diese Weise ihre 

Eingruppierung in die Verg.Gr. VIb (neu) TO.A durchgesetZt. Allge-

mein wurde durch die Neufassung der 1.Fallgruppe der Verg.Gr. VIb 

in TVOD die Höhergruppierung von Verg.Gr. VII nach Verg.Gr. VIb 

(neu) wesentlich erleichtert. Die  Fachkenntnisse brauchen nicht mehr 

aus der Gesamtverwaltung erbracht zu 'werden, sondern es genügt, daß 

sie sich auf das Teilgebiet beschränken, in dem der Angestellte 

arbeitet. Die selbständigen Leistungen sind nicht mehr überwiegend 

aufzuweisen, sondern es reicht aus, wenn diese in  nicht unerheblichem 

Umfang vorliegen. Dies ist der Fall, wenn der Umfang der selbstän-

digen Leistungen etwa ein Viertel der gesamten Tätigkeit ausmacht. 

8) Auch für die Tätigkeitsmerkmale dieser Vergütungsgruppen,  die 
besonders den höheren Bibliotheksdienst betreffen, wurden von 
der Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behördenbibliotheken 
Neuformulierungsvorschläge zur Diskussion vorgelegt, die von 
Dr.Gerstenkorn (BAG) und Dr.Kirchner (BGH) ausgearbeitet worden 
sind. 



9) LAG lUsseldorf. 8.Kammer in Köln. - GZ.: 8 Sa. 159/61 

/Verg.Gr.IX TO.A eingestellt und mit Wirkung vom 1.9.1947 in die 
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Nun kommen aber Höhergruppierungen nach Verg,Gr. VIb (neu) 

mit den o.a.J3egrUndungen wohl nur selten in Betracht, da die 

meisten nach Verg.Gr. VII vergüteten Hilfskräfte an Bibliotheken 
ausschließlich oder doch überwiegend mit bibliothekarischen Ar-
beiten beschäftigt sind. Somit bleibt nur die Möglichkeit, in  be-
rechtigten  Fällen  die Höherstufung auf dem Gerichtswege anzustreben. 
Der  Verfasser  hat deshalb zunächst in einigen Fällen (so in Bonn, 
Hamburg und Köln) bibliothekarischen Hilfskräften geraten, Klage 
beim Arbeitsgericht zu erheben. Erfreulicherweise hat am 6.Juni 1981 
die Kölner Kammer des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf in der 2e:e 

rufungsinstanz als erstes Arbeitsgericht die Höhergruppierung einer 

bibliothekarisohen Hilfskraft von Veri.Gr, VII nach Verg.Or. V1b 

(neu) T0.4 entschieden. Der Tatbestand der inzwischen rechtskräftig 

gewordenen Entscheidung9  ist folgenden  

Der Si 1.12.1914 geborene Kläger hat die Schulausbildung der 

mittleren Reife. Ansohließend hat er pine kaufmännische.Lehre mit 
Erfolg durchgeführt. Danach war er als Kontorist und Buchhalter be-

schäftigto bis er zum Wehrdienst eingezogen wurde. Hach dem Kriege 

wurde der Kläger seit dem 16.1.1947 als Angestellter in der Justiz-

verwaltung des beklagten Landes beschäftigt. Im Sommer 1947 wurde er 

mit der Einrichtung und Führung der Bücherei eines Landgerichts  be-

auftragt. Er betreut seither dies' Bücherei, die z.Zt. fast 6.000 

Bände umfaßt. Der Kläger wurde nach/Verg.Gr. VIII höhergestuft. 

• Ab 1.8.1958 wurde er nach Verg.Gr. VII TO.A bezahlt. Der Kläger  ver-

tritt  die Ansicht, daß er aufgrund des TVöD einen Anspruch auf 

Vergütung  nach Verg.Gr.  Yb  Gder aber nach Verg.Gr. VIb habe. Er 

verwalte eine umfangreiche Landgerichtsbücherei. Seine Tätigkeit 

sei derjenigen eines Diplom-Bibliothekars gleichzustellen. Neben 

den etwa 5.7oo Bänden würden laufend 16 Zeitschriften, lo Gesetzes-

und Verordnungsblätter sowie 37 Loseblattsammlungen bezogen. Dabei 

seien mehrfach vorhandene Werke, die beispielsweise bei den Kammern 

des Landgerichts  oder verschiedenen Dienststellen gehalten würden, 

nicht gezählt, ebenso nicht die kostenlos zur Verfügung gestellten 

zahlreichen,Zeitschriften. Diese Bücherei habe er selbst geordnet, 
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katalogisiert und  betriebsfähig eingerichtet und führe sie seit-

her selbständig. Darüber hinaus helfe und berate er beim Heraus-

suchen der richtigen Kommentare, Gesetzblätter und Fundstellen. 

Durchschnittlich habe er täglich 7o Besucher und 193 Ausleihungen 

festgestellt, woraus sich im Jahre über 38 000 Ausleihungen er-

gäben. Diplom-Bibliothekare in Büchereien mit durchschnittlich 

r 48  coo  Ausleihungen im Jahre würden aber nach den WM) sogar in 

Verg.Gr. IVb TO.A eingestuft. 

Der Kläger hat beantragt festzustellen, da B das beklagte Land 

verpflichtet sei, ihm ab  1.1.196e nach Verg.Gr.  Yb TO.A, hilfsweise 

nach Verg.Gr. VIb (neu) TO.A ab 1.1.1959 zu vergÜten. Des beklagte 

Land beantragte Klageabweisung, weil der Kläger nicht über die 

erforderlichen Kenntnisse, die ein Diplom-Bibliothekar aufweisen 

müsse, verfüge. Im übrigen handele es sich um eine nicht umfang-

reiche Bücherei. Unberücksichtigt müssten vor allem diejenigen 

Bücher bleiben, die den Richtern und Beamten in den Arbeitszimmern 

zur Verfügung ständen, da diese in der Bücherei nur "registriert" 

warden. Dem Kläger obläge auch nicht die Auswahl der anzuschaffen-

den Bücher. Dies sei Aufgabe des richterlichen Sachbearbeiters der 

Verwaltung des Landgerichts, der auch die Verantwortung für die 

haushaltsrechtliche Verwaltung der Bücherei trage. Wenn der Kläger 

bei der Benutzung der Bücherei Auskünfte erteile, die über Angaben 

tatsächlicher Art über den vorhandenen Bücherbestand hinausgingen, 

gehöre dies nicht zu seinen Dienstpflichten. Zwar habe er die 

Bücherei selbständig aufgebaut, doch sei diese Arbeit nur vorüber-

gehender Natur gewesen. Danach bestehe die Haupttätigkeit des 

Klägers in der Ausgabe und Einz'1:1. hung von Büchern sowie dem 

Einordnen von Ergänzungslieferungen in die Loseblattsammlungen. 

Dies seien aber Tatigkeiten, die eine Einstufung in die Verg.Gr. 

VIb (alt) TO.A.zücht rechtfertigten. 

In der lcInstanz wurde der Kläger mit der erhobenen Klage ab-

gewiesen. Aus der Begründung des arbeitsrechtlichen Urteils
lo er-

gibt sich, daß der Kläger zwar sehr tücbtig ist, aber keine be-

sonderen Leietungen in seinem Aufgabenbereich zu vollbringen hat, 

Die Tätigkeit in seiner Bücherei könne nur als eine leichte 

lo AriorGer. Köln'. Urteil v.9.3.1961 -  1 Ca 57o/6o 7 



und schematiSche gewertet vtrden, da er auf dip  eigentliche Zu-

sammenstellung und Ergänzung des Bilchbestandeslminen EinfluB habe. 

In der Berufungsinstanz kam der Kläger jedoch mit 
seiner Klage zum 

Zuge. Am 6.Juni 1961 hat die 8,Kammer des Landesarbeitsgerichts 

Düsseldorf das erstinstanzliche Urteil des Arbeitsgerichts 
Köln ab-

geändert und unter AbweiSung der Klage im übrigen festgestellt, daB 

das beklagte Land verpflichtet  Ist,  dem Kläger rückwirkend 
ab 1.1. 

1959 nach Verg.Gr. VIb (alt) TO.A zu vergüten. Unter Berücksichti- 

gung der Tatsache, daB der Kläger Vergütung 
nach Verg.Gr. VbI0.4 ver-

langte und damit der Differenzbetrag von Verg.Gr. 
VII zu Verg.Gr. 

Yb TO.A im Streite stand, es sich auf der anderen Seite um einen 

Feststellungsantrag handelt und somit von der für die 
Vergangenheit 

und Zukunft  zu» zahlenden Differenz ein Abschlag zu machen ist, wurde 

der Streit- auf 6.0Oo l ol DM festgesetzt, Die Kosten dieses Rechts-

streites haben die Parteien je zur Hälfte zu tragen. 
Die Entschei-

dungsgründe des Berufungsgerichts ergeben sich aus 
der Darstellung 

im folgenden Abschnitt: 

Ber Kläger hat die Büoherei des Landgerichts 1947 
ohne Anwei-

sung aufgrund eigener Initiative selbständig, lediglich unter 

Mithilfe von Hilfskräften, von Grund auf 'aufgebaut 
und neu 

eingerichtet. Zur Einrichtung einer Bücherei und deren Ver-
waltung gehört  es such, die Bücher nach einem bestimmten 

System zu ordnen und einen Nachschlagekatalog anzulegen. 
Dies 

hat.der Kläger such getan. Er hat den Buehbestand systematisch 

nach Gruppen und innerhalb der Gruppen nach dem Prinzip 
des 

Numerus Currens geordnet. Ferner  hat  er einen alphabetischen 

' Autorenkatalog angelegt. Wenn auch dem beklagten 
Land zuzugeben 

ist, daB dieser Aufbau der Bücherei nach einiger Zeit abge-

schloseen war, so hat doch-der Kläger mit diesem von ihm durch-

geführten selbständigen Aufbau der Bücherei eine Grundlage ge-

schaffen, auf der heute noch die Ordnung der Bibliothek 
des 

Landgerichts beruht. Mit der Einordnung der Bücher, 
so argumen-

tiert das Gericht, sei die selbständige  Tätigkeit 
 des Klägers 

beim Aufbau nicht etwa abgeschlossen, sondern wirke bis in die 

heutige Zeit fort. Der Kläger muB nämlich Neuanschaffungen 

in dieses System jeweilS wieder einordnen. 
Er muB darüber hinaus 

die Bücherei laufend so gestalten. 	die Systematik 
erhalten 

bleibt una gegebenenfalls durch Herausnahme 
und Neueinordnung 

grösseiter Teilgebiete die Ordnung umgestalten. Eine Notwendig-

keit ergibt sich hierzu nicht7iMs der Anschaffung neuer Bücher 

aus Sachgebieten, die schon basher verhanden waren, sondern auch 

durch die•Einfíihrung neuer Sachgebiete, wie z.B. des Entschädi-

gungs- und Wiedergutmachungsrechts. Der Kläger ist also in der 

Lage, die,Bücherei des Landgerichts zu führen, zu ordnen„ syste-

matisqh aufzubanen und diese Systematik zu erweitern 
und zu ver-

'bessern.Er bekommt hierfür, wie die Beweisaufnahme 
ergeben hat, 

keinerlei  - Anweisungen von dem richterlichen Sachbearbeiter, 
dem-

gegenüber der Kläger unmittelbar verantwortlich ist. 
Der Kläger 

führt die Bibliothek des Landgerichts selbständig 
wie eine 

bibliothekarische Fachkraft. Er ist deahalb als eine einem 

Bibliotheksinspektor gleichwertige Kraft i.S. der Verg.Gr. VIb 

(alt) TO,A anzusehén. 



Es sei zwar zugegeben, da8 der Kläger diese Arbeiten nur 
auf dem begrenzten Gebiet des Rechts erfüllt und daß er nicht 
die - raussetzungen mitbringt, jede andere Bibliothek nach 
gleichen Gesichtspunkten zu verwalten. Er hat sich durch seine 
Tätigkeit seit 1947 lediglich die Kenntnisse angeeignet, die 
notwendig sind, um die Fachbibliothek eines Gerichts zu ordnen. 
So könnte er auch die Bibliothek eines Oberlandesgerichts oder 
eines anderen Gerichts nach diesen Gesichtspunkten einrichten. 
Er besitzt aber nicht die Fähigkeiten, auch in einer Bibliothek 
mit naturwissenschaftlichem oder schöngeistigen Sammelgebiet 
tätig zu werden wie ein Angestellter mit abgeschlossener biblio-
thekarischer Fachausbildung. 

Solche Voraussetzungen können nach Ansicht des entscheidenden 
Gerichts auch nicht an gleichwertige Kräfte mit entsprechender 
Tätigkeit gestellt werden. Daraus, daß es in den Tätigkeitsmerk-
malen der Verg.Gr. VIb (alt) TO.A heißt: "gleichwertige Kräfte 
mit entsprechender Tätigkeit", muß entnommen werden, daß es 
maßgeblich auf eine Bibliotheksinspektoren entsprechende "Tdtig-
keit" ankommt. "Tätigkeiten" sind aber allein die vom Kläger 
ausgeführten Arbeiten und die an ihn zu stellenden Anforderungen 
hinsichtlich dieser von ihm verlangten Aufgaben. Da es im Rahmen 
4er Justizverwaltung nur dgrauf ankommen kann, Büchereien von 
Gertchtet. Ministe-'en usw, zu verwalten, die alle die Gebiete 
umfassen, die such der Kläger beherrscht, kann von einer. gleich-
wertigen Kraft nicht verlangt werden, daß sie das theoretische 
Wiesen eines Bibliotheksinspektors auf anderen Gebieten besitzt, 
die nie von ihr verlangt werden und verlangt werden können. Sol-
che in der Praxis nicht anzuwendenden Kenntnisse zur Voraus-
setzung einer Höhergruppierung zu machen, hieße unbillige An-
forderungen an den Begriff der Gleichwertigkeit stellen. Wenn 
dem Angestellten mit abgeschlossener Fachausbildung, so fährt 
das Berufungsgericht in seiner Begründung fort, gleichwertige 
Kräfte in der Bezahlung gleichgestellt werden sollen, bedeutet 
dies, daß gleichwertige Kräfte sich in der Praxis auf Grund 
ihrer Tätigkeit Kenntnisse erworben haben, die durch die Fach-
ausbildung vermittelt werden, Diese gleichwertigen Kräfte 
können also diese Kenntnisse immer nur auf Grund eigenen 
Studiums in Verbindung mit der Praxis erwerben, und deshalb 
auch nur auf den Gebieten den fachlichen ausgebildeten Kräften 
gleichstehen, in denen sie tätig sind. 11) 
Weiter ergab die Beweisaufnahme, daß der Kläger auch insoweit 
selbständige Leistungen erbringt, als er den Büchermarkt über-
wacht, die Zeitschriften auf Ankündigungen von Neuerscheinungen 
durchsieht und sowohl danach ale auch auf Grund der Anforde-
rungen durch die einzelnen Kammern und Richter BUcherbestel-
lungen aufgibt, die dann vom richterlichen Sachbearbeiter ge-
nehmigt werden. Wenn auch richtig ist, daß der Kläger für die 
Buchbestellungen nicht die letzte Verantwortung trägt, nimmt 
dies doch seiner Tätigkeit nicht die Selbständigkeit der Lei-
stung-Verantwortlichkeit und Selbständigkeit in den Leistungen 
sind voneinander zu trennen. 12) Das Einordnen der Bücher in 
die selbst erarbeitete Systematik und die darauf basierenden 
eigenen Vorschläge über den weiteren Ausbau der Bibliothek 

11) So auch Clemens-Görner-Opalke: "Vergütungsrecht der Angestellten 
des öffentlichen Dienstes". 4.Aufl. 196o. s. 82/83 zu Anm.68. 

12) Vgl. BAG v.2.3.196o AP Nr.6o zu  §5 TO.A. 



stellen selbständige Leistungen dar, wie sie auch von der 
Rechtsprechung des BAG definiert worden sind. 13) Ferner ergab 
sich, daß der Kläger auch bei der Ausgabe der Bücher selbstän-e 
digo Leistungen mit zu erbringen hat. Er erhält von allen 
Richtern des Landgerichts fortlaufend bestimmte Aufträge, auf-
grund dera er die einschlägige Literatur bzw. die entsprechen- 
den Vorscnriften heraussuchen muß. Wenn dann der Klaser bei-
spielsweisó die genannten Bundesmöbeltransportbestimmungen 
suchen muß, hat er dafür eine eigene geistige Leistung zu er-
bringen, indem er sich fragen muß, wo er die entsprechenden 
Fundstellen suchen kann. Oft gehen Aufträge bei ihm ein, die 
regelmäßig wissenschaftlich vorgebildete Richter eines Gerichts 
erfüllen, die hier aber vom Kläger erwartet werden. Es kann des, 
halb nicht angenommen werden, da3 der Kläger diese Aufgaben frei- 
willig und aus Entgegenkommen über seine eigentlichen dienst-
lichen Verpflichtungen hinaus übernimmt. Vielmehr erfüllt der 
Kläger nach der Auffassung des entscheidenden Gerichts diese 
Aufgaben.im Rahmen seiner dienstvertraglichen Verpflichtung. 

Nimmt man diese vom Kläger erbrachten selbständigen Leistungen 
zusammen, so kommt man zu dem Ergebnis, daß er. überwiegend wie 
ein Angestellter mit abgeschlossener Fachausbildung für den  mitt-
leren Bibliotheksdienst mit selbständiger Leistung in der Tätig-
kelt eines Bibliotheksinspektors eingesetzt worden ist und als 
gleichwertige Kraft anzusehen ist. ,Er hat somit nach den Tätig-
keitsmerkmalen der Verg.Gr. VIb (alt) TO.A Anspruch auf Vergütung 
nach dieser Gruppe.  Dm entspricht auch die Eingruppierung nach 
dem Eilaß des Reichsministers vom 11.2.1942, 14), wonach Ange-
stellte, die 5 Jahre im Bibliotheksdienst tätig gewesen sind und 
eine Bibliothek mit mindestens 50oo Büchern, Zeitschriften und 
dergl. selbptändig verwalten, als Bibliotheksinspektoren gleich-
wertige Kräfte in Verg.Gr. VIb (alt) einzustufen sind. Zwar wurde 
dieser ErlaB nach dem Kriege in vielen Bundesländern aufgehoben, 
doch bildet er bei der Einstufungsfrage von Bibliotheksangestell-
ten einen Weiteren Anhaltspunkt dafür, daß ein Angestellter im 
Bibliotheksdienst nach so langer Tätigkeit sich einem Fachbiblio-
thekar entsprechende Kenntnisse angeeignet hat und daß bei der 
Verwaltung einer Bibliothek dieser Grösse durch die notwendige 
Systematisierung auch entsprechend viel selbständige Arbeiten 
anfallen. 

13) Vgl. BAG v.17.11.1955 AP Nr.7 zu § 3 TO.A; v.16.2.1956; 
AP Nr.9 zu § 3 TO.A.und ständig vgl. BAG v.2.3.6o AP Nr.6o 
zu § 5 TO.A. 

14) Dieser Erlaß wurde durch AV des Justizministers des Landes 
NRW im Jahre 1956 aufgehoben. Das Justizministerium stellt feat, 
daß dieser Erlaß nicht die Auffassung der beteiligten Kreise 
wiedergibt. 
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Hat aber der Kläger damit Anspruch auf Vergütung nach Verg.Gr. 
VI b (alt) TO.A ab 1.1.1959, bleibt ihm dieser Anspruch auch 
für die Zeit nach dem 1.1..196o gem. § 6 Abs. 2 TITO]) (Prinzip 
der Besitzstandwahrung) erhalten. Des Gericht konnte aber dem 
Kläger insoweit nicht folgen, als er die Ansicht vertritt, daB 
er dann auch Anspruch auf Vergütung nach Verg.Gr.  Yb (neu) TO.A 
ab 1.1.196o habe, weil die Tdtigkeitsmerkmale für Angestellte 
im Büchereidienst in Verg.Gr. VIb (alt) TO.A ersatzlos wegge-
fallen seien und er dimontsprechend, notfalls durch Vornahme 
einer Lückenausfüllung in Verg.Gr.  Tb  (neu) einzureihen sei. 
Nach Auffassung des Gerichts verkennt der Kläger hierbei, daß 
die Tätigkeitsmerkmale der Verg.Gr. Yb (neu) genau umrissen sind. 
Nach § •5 Ziff. 3 TVOD gelten für Angestellte mit besonderen Tätig-
keitsmerkmalen auBerhalb der jeweils ersten Fallgruppe die Tdtig-
keitsmerkmale, die eine Eingruppierung nach Verg.Gr.  Yb (neu) TO.A 
nur für Diplom-Bibliothekare und gleichwertige Kräfte zulassen. 
Dann trifft das entscheidende Gericht eine Unterscheidung zwischen 
Behördenbüchereien, dffentlichen Büchereien und wissenschaftlichen 
Büchereien. Bei der wissenschaftlichen Bücherei komme es darauf an, 
alle wissenschaftlichen Werke sowohl der grösseren als such der 
kleineren Wissenschaftsgebiete möglichst vollständig zu sammelli. 
Die  Öffentlichkeit einer Bücherei bedeutet deso grUndsitzlich jeder-
mann die Bücherei benutzen kann. Die Bücherei eines Landgerichts 
sei aber nicht auf wissenschaftliche, sondern auf praktische Be-
dürfnisse abgestellt. Wohl könne eine Behördenbibliothek auch 
wissenschaftlichen Charakter haben, wie z.B. die Bibliotheken der 
großen Oberlandesgerichte und der oberen Bundesgerichte. Die 
Bücherei eines Landgerichts sei auch nicht öffentlich, weil sie nur 
von einem bestimmten Personenkreis benutzt werde, der fachlich 
vorgebildet sei, so daß der in der öffentlichen Bücherei notwen-
dige . Beratungsdienst hier eu .";-gehend wegfalle, Das  Gericht kommt 
deshalb zu der Auffassung, daß an Angestellte in Behördenbüchereien 
nicht so hbhe Anforderungen gestellt würden wie an die Angestellten 
in wissenschaftlichen und öffentlichen Büchereien. 

Dem Kläger sei ohne weiteres zuzugeben, so meint das Berufungsar 
gericht, das in der Systematik der Eingruppierung von Büchereiange-
stellten nach den Tätigkeitsmerkmalen der Vergütungsgruppen in der 
Fassung des TVOD insoweit eine Lücke bestehe, als Angestellte mit 
fachlich ausgebildeten Bibliothekaren gleichwertigen Kenntnissen 
in einer Behördenbücherei nicht erwähnt sind. Eine weitere Lücke 
bestehe darin, daß Angestellte an Büchereién mit gründlichen Fach-
kenntnissen im Bibliotheksdienst in den besonderen Fallgruppen der 
Verg.Gr. VIb (neu) TO.A nicht aufgeführt Bind. Diese Kräfte sind 
zuletzt  in der Verg.Gr. VII erwähnt. Die Tatsache, daB in Verg.Gr. 
Vb (neu) TO.A nicht nur Angestellte mit abgeschlossener Fachaus-
bildung (Diplom-Bibliothekare), sondern auch gleichwertige Krkfte 
mit entsprechender Tätigkeit eingestuft werden können, zeige aber, 
daB sich auch Büchereiangestellte, die ursprünglich nach Verg.Gr. 
VII zu vergüten waren, höherarbeiten können und Anspruch auf eine hö-
here Vergütung durch Selbsterwerben entsprechender Fähigkeiten  er-
reiche sollen. Dann entspricht es aber sicher nicht dem Willen der 
Tarifpartner, daß diese Angestellten sofort von Verg.Gr. VII nach 
Verg.Gra  Yb (neu) TO.A springen müssen. Die Systematik der Tätig- 



keitsmerkmale 
der einzelnen Vereitungsgruppen zeigt vielmehr, 

daß regelmäßig ein kontinuierlicher Aufstieg von Vergütungs-
gruppe zu Vergütungsgruppe vorgesehen ist und es den Angestellten 
des öffentlichen Dienstes, ermöglicht wird, jeweils in die nächst-
höhere Vergütungsgruppe bei entsprechender Leistung zu gelangen. 
Aus diesem Grunde muß angenommen werden, daß Büchereiangestellte 
nur versehentlich in Vergütungsgruppe VIb (neu) TO.A 

 nicht erwähnt 

worden sind,und hier eine echte Lücke entstanden ist. Sie ist darauf 

Zurückiuführen, daß ein Teil 
der ursprünglich in Verg.Gr. VIb (alt) - 

TO.A eingruppierten Arbeitnehmer, nämlich 
die Diplom-Bibliothekare 

nach Verg.Gr.  Yb (neu) höhergruppiert worden sind. 

Der TVÖD brachte nicht durchweg, wie der Kläger meint, Ver.# 

besserungen 
in den einzelnen Vergütungsgruppen, wie sich bei dan 

Büehereiangestellten schon darin zeigt, daß 
die TätigkeitOMerkmale 

in Verg.Gr. VII unverändert blieben. In Verg.Gr. VIb (neu) TO.A 
Bind beispielsweise die "Obereiohmeister" unverändert geblieben. 
In gleicher Weise müssen aber auch Bibliotheksinspektoren gleich- 

wertige Angestellte 
an Behördenbüchereien weiterhin als zur Verg.Or. 

lib (neu) TO.A zugehörig betrachtet werden. Dies ergibt auch der 

Vergleich 
mit den allgemeinen Tätigkeitsmerkmalen der einzelnen 

Vergütungsgruppen. Wenn diese such nach § 5  1r.3 TVÖD für 

Angestellte 
mit besonderen Tätigkeitsmerkmalen nicht maßgeblich 

sina, können sie doch für die Liickenausfüllung, wie sie hier vor- 

zunehmen ist, 
mit hérangezogén werden. Dann aber ergibt sich, da8 

der Kläger zwar gründliche vielseitige Fachkenntnisse und in jedem 
Palle nicht in unerheblichen Umfang, d.h. zum mindesten 1/4 der 
Gesamttätigkeit selbständige Leistungen aufweist, daß 

er .aber  auf 

der anderen Seite Fachkenntnisse nur auf einem bestimmten Gebiet, 

nämlich 
im Aufgabenkreis der BUchereiverwaltung hat und sie auf 

anderen Gebieten, die mit seinem Aufgabenkreis  zusammenhängen, 
 nioht 

zu haben braucht, Aus der Entscheidungsbegründung des 
 Berufungs- 

gerichts ergibt sich aber gleichzeitig, daB 
der Kläger nicht nur 

aus § 6 
Abs. 2 TVOD, sondern auch aufgrund seiner Tätigkeit ab 

1.1.1960 Anspruch auf Vargatung nach Verg.Gr. VIb (neu) TO.A 
hat. 

Die hier von dem Landesarbeitsgericht vorgenómmene Lückenausfill- 

- 
lung fährt dazu, dae der Kläger als Büchereiangestellter mit gründ- 
lichen Fachkenntnissen im Bibliotheksdienst ab 1.1.196o von der 

Verg.Gr. VII  TODA 
 in die Verg,Gr. VIb (neu) TO.A höhergruppiert 

wird. 
Die Klage,auf Feststellung, daB ein Angestellter des öffentlichen Dienstes.-:r 

nach einer bestimmten Vergütungsgruppe der TO.A,zu vergüten ist, ist 

gegenüber einer Körperschaft des  öffentlichen Rechts 
in ,der. Regel zu-

lässig, obwohl 
auch LeistUngsklage erhoben werden könnte. Dpnn es kann 

davon ausgegangen werden, daB das beklagte Land einem Feststellungsurte 1 

des Gerichts , 
 auch ohne Vollstreckung nachkommen wird. Darüber hinaus - 

lessen sich nach zutreffénder Auffassung des Gerichts die dem Kläger 

nach der höheren Vergütungsgruppe zustehenden Beträge ohne weiteres 

errechnen,..se_daß ein-Streit über dIe dem Kläger nachzuzahlenden bzw. 

in Zukunft zu zahlenden . Bezüge nicht zu erwarten ist. Der Rechtsstreit 

let dann Mit dem Feststellungsurteil erledigt, wobei sChließlich 
 das 

feststellende Urteil weitet reicht als eine Leistungsklage, 
die in der 

Regel nicht auf 
die Zukunft erstreckt werden kann. Dem Urteil,'das unsere 

Auffassung von einer Lücke im Tarifgefüge in Bezug auf die Verg .Gr. Vtb 
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(neu) TO.A bestätigt, ist zuzustimmen. Lediglich gir Entscheidungs-
begründung ist im Folgenden einiges Ergänzende und auch Kritische 
anzumelden, das aber weder das Ergebnis noch die grundsätzliche Be- 
deutung dieser Entscheidung für den verdienten Berufsstand des  Biblio
thes- oder Büchereihelfers schmalern will. Die vergleichrtsise herange- 
zogens.Ausleihsahl von 48.000 im Jahr gilt gem. Verg.Gr.IVb, Abs. 3 b 
(neu) ausschließlich 

für Diplom-Bibliothekare oder gleichwertige Kräfte, 
die an "VolksbUchereien" tätig sind. Da die Ausleihziffer in diesem 
Bibliothekstyp, der die breiteren Bevölkerungsschichten mit dem guten Buch betreuen soll, bei relativ geringem Buchbestand außerordentlich 
hoch ist, wurden in die Fallgruppen für diese Angestellte such die Zahl der jährlichen Entleihungen mit aufgenommen. Ferner wurde in der 
Entscheidung die Frage der sog. Handapparate auf den Dienstzimmern, die 
von der Bibliothek zentral verwaltet und meist auch als Mehrexemplare 
im Bibliothekskatalog geführt werden, angeschnitten. Diese Bucher ge-hören zum echten Bestand der BehördenbUchereien und sind mitzuzählen. 
Die Mitzählung der Mehrexemplare an Büchern, Zeitschriften und Gesetz-
blättern widerspricht auch nicht dem Willen des Tarifvertragsgebers, 
da sie nicht angeschafft werden, um damit durch Aufblähung desBiblio- 
theksbestandes die Hehergruppierung der Bibliotheksbediensteten zu forcieren. Diese Mehrexemplare, die den Behördenbibliothekaren in der 
Regel viele zusätzliche Verwaltungsarbeit 

bereiten, entsprechen einem 
echten Desidnat der einzelnen Dezernate und Dienststellen. Die im Sach-
verhalt vorgetragene Mitwirkung des Klägers bei der Buch- und Zeit-
sch;iftenerwerbung erfüllt such nach unserer Auffassung das Merkmal der selbständigen Leistung. Wie aus dem Protokoll der Großen Tarifkommis-
sion über die Formulierung "als fachlicher Leiter von Behördenbücherei-
en" in der Verg.Gr. IVb Abs.2 b (neu) hervorgeht, hat der Tarifvertrags-
geber hier gerade an die Fälle gedacht, wo die Bibliothek nebenamtlich 
von einem Dezernenten der Behörde geleitet wird und die fachbibliothe-
karische Leitung auf den Diplom-Bibliothekar delegiert ist. Mit Becht hat das Gericht die AuskunftstätLgkeit des Klägers gewürdigt. Es wäre 
sachlich einfach unrichtig, 	als freiwillige Leistung zu erklären. 
Die Auskunfts41A:d'lrng ist ein,  der Hauptaufgaben jeder Behörden- 
bibliothek. 15 

15) Fischer: Die Bibliothek als innerbehördliche Informationsquelle. In: Arbeitsgemeinschaft der Parlaments- und Behördenbibliotheken. 1960. 5. Sel ff. 



Wenig glücklich ist die veil dem erkennenden Gericht getroffene 

,begrittliche Unterscheidung zwischen Wissenschaftlicher-,  öffentlicher-

und Behördenbücherei. Die Abgrenzungen sind hier nicht SO eindeutig. 

Auch  Behördenbüchereien können Wissenschafts- und Offentlichkeits-

-charakter haben. So ist der große Lesesaal der Bibliothek des Deut- - 

schen - Patentamtes ganztägig für die Allgemeinheit geöffnet. Gerade die 

Fachbuchbestände der Behördenbüchereien, besonders die juristischen 

Werke der Gerichtsbibliotheken, werden von einer breiten Offentlich-

keit (Studenten, Doktoranden, Referendaren, Anwälten, Verbandssekre-

tären u.a.) sehr gerne benutzt, und es ist anzuerkennen, daß sich die 

Bibliotheken den Wünschen dieser Benutzer nicht verschließen.  Die  

meisten Dienstherren begrüßen eine solche Benutzung ihrer Bibliothek, 

weil sie dazu beiträgt, den Kontakt zwischen Behörde und  Staatsburger 

zu festigen. Oft  ist  die Gerichtsbücherei die einzige Stelle in einer 

Stadt, die über Fachbücher verfügt. Dann wird sie auch von anderen 

Dienststellen in Anspruch genommen. Die Ausleihe erfolgt dann in der 

Regel auf dem Wege der gegenseitigen Amtshilfe. Dagegen ist die 

'"Offentlichkeit" vieler wissenschaftlichen Bibliotheken auf die Ange-

hörigen der civitas universitatis eingeschränkt. Der Begriff "Öffent-

lichkeit" i.S. deS Bibliothekswesens ist im übrigen so umstritten, 

daß der Börsenvéreindes Deutschen Buchhandels bei der  Aufstellung 

des Verzeichnisses der rabattberechtigten "öffentlichen" Bibliotheken 

es vorzog, von "wissenschaftlichen Bibliotheken in öffentlicher Hand" 

zu sprechen. Nun ist eine weitere Polemik über diesen Begriff hier 

nicht am Platze, da mit der in TVOD aufgenommenen Bezeichnung "Öffent-

liche Bücherei" ausschließlich der Typ der mVolksbücherei" gemeint ist. 

Die Tarifpartner haben diese Bezeichnung darum übernommen, weil die 

"Volksbücheroi -  von allen Bibliothekstypen derjenige ist, der der 

Allgemeinheit am weitesten geöffnet ist. Für die Frage einer Eingrup-

pierung in Verg.Gr. Vb (neú) TO.A spielen diese Begriffsunterschei-

dungen entgegen der Auffassung des Berufungsgerichts überhaupt keine 

Rolle. Auch eine Lückenergänzung für Angestellte an Behördenbtoherti ,m 

mit fachlich ausgebildeten Bibliothekaren gleichwertigen Kenntnissen 

it  hier nicht erforderlich. Denn weder die Fallgruppe 1 noch die Fall-

gruppe 2 der Verg.Ur. Yb (neu) TO.A statuiert eine Beschränkung auf 

einen bestimmten Bibliothekstyp. Mit den Tätigkeitsmerkmalen "Anges 

te mit abgeschlossener Fachausbildung für den gehobenen Dienst pm 

wissenschaftlichen Bibliotheken" und "Angestellte mit abgeschlossener 
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Fachausbildung für den bibliothekarischen Dienst an  öffentlichen 

Büchereien wurden von dfq ,  Tarifvertragsgeber lediglich  aje  beiden 

verschiedenen Laufbahnvoraussetzungenjär Diplom-Bibliothekare ange-

sprochen. Nach dem Willen der Tarifpartner soll die Verg.Gr.  Yb .  

(neu)  TOSA  die neue Eingangsetufe für alle bibliothékarischen Kräfte 

mit abgeschlossener Fachausbildung und erfolgreich abgelegter 

Diplom-Prüfung bilden. Ausdräcklich heisst es dann in . der nächst- 

- höheren Verg.Gr. IVb (neu) TO.A, dat) für den Dienst an Behördenbäche-

reien Fachkräfte beider Laufbahnen (Diplom-Bibliothekare an wissen-

schaftlichen Bibliotheken und Diplom-Bibliothekare an öffentlichen 

BUchereien-VolksbUchereien) zugelassen sind. Da es einem hergebrach-

ten Grundsatz des Tarifrechts entspricht, daB Arbeitnehmer entsprechend 

der tatsächlich und überwiegend ausgeübten Tätigkeit zu vergüten sind, 

macht es daher auch keine Schwierigkeit, Angestellté an Behördenbäche-

reien mit gleichwertigen Fähigkeiten in eine Vergütungsgruppe  des TV6D 

einzustufen. Ebenfalls kann der,Auffassung des Gerichts nicht gefolgt 

werden, dala die Anforderungen, die an die Angestellten an Behördenbüche-

reien  gestellt würden, geringer seien als bei den Angestellten an wissen-

schaftlichen Biblietheken. Dies trifft höchstens für kleinere Büchereien 

an Mittelbehörden zu, nicht aber für die grösseren Behördenbiblio-

theken 16 mit ihren modernen Dekumentationseinrichtungen und hoch 

differenziertk,4 Tgichereibetrieb. 

Zutreffend hat das Gericht erkannt, da die durch den TVÖD ent-

standene Lucke in Verg.Gii. VIb (neu)  TOSA  ausgefüllt werden muB. Un-

zutreffend dber ist die weitere . kolgerung des Gerichts, daB nämlich 

in diese Vergütungsgruppe duch Angestellte an Behördenbüchereien, die 

Bibliotheksinspektoren gleichwertig sind, hineingehörten. Eine solche 

Regelung Widerspräche der ratio des TVÖD. Der'larifvertragsgeber  wolne 

gerade durch diesen Tarifvertrag die Angestellten Mit  vergleichbaren 

Beamtentätigkeiten des gehobenen Dtenstes wegen . der :lurch die Besol-

dungsreform geschaffenen Lage anheben und eine klarê Zäsur zwidchen 

mittleren und gehobenen Dienst ziehen. Diese Grenze Verläuft genau 

•OE 	 au 	 •• • 	 Va. 	 OWE.. 	 IOE• ■•■••■• • in 1••■1 	 •OEVINSIC•44/0 MSW </V OEMS 

16)  Über  die Bedeutung der groBen Behörden- und Parlamentsbibliotheken 
vgl. die Beiträge von Prinzhorn und Wernicke in:  Arbeitsgemeinschaft 
der Parlaments- und Behörddnbibliotheken, 1961. 7. S.1 ff. - 
Reichardt: Aus der Praxis der Spezialbibliotheken. In: ZBB 1961. 
H62. Salol ff. 
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zwischen  den Vergütungsgruppen VIb (neu) und VI (neu)  TOSA.  Für die 

qualifizierten bibliothekarischen Hilfeartifte -muß, wie schon eingangs 

erWühnt yurde r  auch die Verg.Gr. VI (neu) TO.A geöffnet'Werden, 

damit eine leistungsgerechte Vergütung solcher Kräfte gewähr-

leistet und der organische Stufenaufbau des Tarifgruppensystems 

wieder geschlossen werden. ke-nn. In die Verg.Gr. Yb (neu) TO.A, 

die der Besoldungsgruppe des IntsPokt.ore entspricht, können Ange- 

stellte ohne Fachausbildung nur dann gruppiert werden, wénn sie sich 

Auf Grund ihrer Fachkenntnisse so vielseitig verwenden laseen -wie 

dies beim Beamten auf Grund seiner  Laufbahnausbildung möglich ist. 

Hinzu mu8 nosh die "entsprechende Tätigkeit" kommen, d.h. siw:, eine 

Fülle Von Aufgaben, die einen Umfang von Fachkenntnissen erfordern, 

wie er durch die AUsbildung vermittelt wird. Beachtet man, da gründ-

liche Fachkenntnisse auch schon in der Verg.Gr. VII gefordert werden, 

so wird die Höhe der Anforderungen deutlich, die an die Nichtfach-

kräfte gestellt werden muß, die  nach Verg.Gr. Vb (neu) TO.A gruppiert 

werden sollen. - Wie sChwierig - eine solche Begründung ist, zeigt ass 

vorliegende Urteil. Der Kläger würde mit seinem kleinen Aufgabenbe-

reich diesen Anforderungen nicht genügen. Dagegen bereitet seine 

; Einstufung in die Verg.Gr. VIb (neu) TO.A keinerlei Schwierigkeit, 

da hierfür  Fachkenntnisse genügen, die sich auf Ass abgegrenzte Teil-

gebiet beschränken, in dem der Angestellte arbeitet. 

Die besondere Bedeutung der vorliegenden LAG-Entscheidung liegt 

darin, dali sie die Höherstufung einer bibliothekariechen Hilfs.- 

kraft  von Verg.Gr. VII nach Verg.Gr. VIb (neu) TO.A nicht nur aus 

dem Prinzip der Besitzstandwahrung gem. §  6 Abs. 2 TVÖD aufgrund 

der früheren Tätigkeit des Angestellten db 1.1.1959, sondern such 

im Wege der Lückenausfüllung aufgrund der weiteren Tätigkeit des 

Angestellten ab  1.1.196e  anerkannt hat. Es bleibt  u heffen, daß 

nunmehr der . Tarifvertragsgeber  baldigst  die eingangs  vorgeschlagene 

Fallgruppe für bibliothekarische Hilfskräfte in die  Verg  Gr VIb 

(neu) TO.AHaufnimmt, damit der Rechtsprechung künftig die Ent- 

scheidung weiterer Eingruppierungsstreitigkeiten  im Rahmen der 

hier erforderlichen Lückenausfüllung erspart bleibt, für die der 

SaChe nach die Große Tarifkommission zuständig ist. 
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Ernst Kratzs 

Die Biblicithek der Industrie- und Handelskammer, Frankfurt a.Main 

Geschichte  

In alten Aufzeichnungen der Frankfurter Handelskammer heißt es, 
daß man im Jahre 1822 begonnen habe "den.Buchbestand an merkantiler 
Fachlitbratur zu erweitern und die Bücher an die Mitglieder aus-
zuleihen". Das  war 14  Jahre nach  de  offiziellen Gründung der 
Handelskammer,  nachdem schon seit 17o7 sogenannte "Derutierte der 
Kaufmannschaft" um die Förderung der Wirtschaft der damaligen 
Freien Reichsstadt bemiiht waren. Der Buchbestand erweiterte sich 
jedoch.offensichtlich nur langsam, da rd. 4o Jahre später - im 
Jahte 1863 - nur 726 Titel aufgeführt wurden. 

Das Jahr 1863 ist wohl als das tatsächliche  Gründungsjahr  der 
Bibliothek der Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main an-
zusehen. In diesem Jahr hatte die Kammer nämlich für die "Erledigung 
der laufenden Geschäfte ein besonderes Sekretariat im Barsengebäude 
errichtet und zu einem volkswirtschaftlich statistischen Archiv dan 
Grund gelegt, welches eine Sammlung von handelsstatistischeu Nach-
weisen oder anderen Aktenstücken  und Notizen über Handel, Gmwerbe 
und Transportwesen, systematisch geordnet und übersichtlich katalo-
gisiert, enthält, zum Zweck möglichst rascher und erschöpfender 
Auskunft über dahin bezügliche Fragen o Zugleich wurde die freilich 
roch sehr bescheidene Bibliothek der Handelskammer neu geordnet und 
katalogisiert. Dieselbe umfaßt jetzt 726 Werke in 1.665 Bänden und 
Broschüren. Archiv und Bibliothek waren in gleiche Rubriken singe-
teilt. Um die Vermehrung bemüht hieß es im Jahresbericht fliz' 1863 
weiter "Beiträge seitens des verehrlichen Handelsstandes  für beide 
Sammlungen würden sehr erwünscht sein und glauben wir darauf auf-
merksam machen zu sollen, daß wir namentlich  Broschüren  und fliegen- 
de  Blätter y  z.B. Statuten, Prospekte, Rechenschaftsberichte, einzelne 
Nummern von Fachjournalen und dergleichen kleinere Schriften, die im 
Besitz des Geschaftsmannes im Laufe der Jahre leicht abhanden kommen, 
häUfig durch den Buchhandel aber garnicht zu beschaffen sind, mit 
besonderem Dank entgegennehmen werden. Die systematische Anordnung 
unserer Sammlungen und ihre zweckentsprechende Katalogisierung er-
möglicht auch den Gebern selbst, vielleicht zuverlässiger als bei 
Aufbewahrung im Privatbesitz, die jederzeitige Einsichtnahme der 
von ihnen unserer Bibliothek  einverleibten Schriften". 

Die hier zitierten Ausführungen stammen aus dem ersten Jahresbericht 
der Kammer,'der in der Öffentlichkeit offenbar gut aufgenommen wurde t  
weil Wilhelm Stricker in "Der neueren Geschichte von Frankfurt a.M." 
schreibt: "1863 trat eine Reform der Handelskammer ein. Bis dahin 
waren  öffentliche Nachrichten über den Frankfurter Handel nur aus 
dem preußischen Handelsarchiv zu entnehmen. Nach der Anstellung von 
Heinrich Glogau als Sekretär der Handelskammer begannen Veröffent-
lichungen derselben, zuerst über das Jahr 1863. Heinrich Glogau 
(geb.  182e  zu Bergen in Norwegen, gestorben 17.August 1877 in 
Frankfurt) war ein Mann von solcher Vielseitigkeit und Energie, daß 
er ebensow:h1 ein in wohlklingonden Versen einherschreitendes Drama 
verfaßte, als vor den längsten Zahlenreihen nicht zurückbebte". 
Darin sind such zugleich anerkennende Worte über Heinrich Glogau 
enthalten, der - als Sekretär und Statistiker eingestellt - sich 
um den Aufbau der Bibliothek groBe Verdienste erworben hat. 



Buchbestand  

Die Berechtigung zur Benutzung der Bibliothek blieb 
"einstweilen 

auf die Mitglieder der Handelskammer beschränkt und kann die 

Benutzung nur unter Leitung des Statistikers geschehen.  Bücher 
 

und Aktenstücke dürfen weder entliehen noch überhaupt aus dem 

Lokal der Handelskammer entführt werden". Anfangs durften jähr. 

lich bis zu 5o Gulden für die Bibliothek ausgegeben werden. 71- 

zwischen ist der Anschaffungsetat in eine wesentlich höhere 

GröBenordnung hineingewachsen, der es erlaUbt, laufend des. 

Wichtigste aus der Fülle der für die Wirtschaft  wesentlichen  

Literatur anzuschaffen. 

Der Buchbestand,hat sich inzwischen wie folgt entwickelt: 

1863 
187o 
1906 
1930 
195o 
1961 

1.665 Bände 

	

6.483 	s 

	

3o.000 	n 

	

5o.000 	n 

	

70.000 	n 

	

97.000 	s 

Zur Zeit beträgt der jährliche Zugéng 3.5oo Bände. 

Katalog 

Ein erster gedruckter Katalog erschien 1887 als Auszug aus dem 

Bestand. Es war ein alphabetisch geordneter Kreuzkatalog, in dem 

1.622 Titel 'aufgeführt sind, Um die Jahrhundertwende wurde dann 

der Bestand grundlegend neu geordnet. Es wurde eine neue 
Systematik 

geschaffen. Der gedruckte Katalog, der 1906 ersehien, weist auf 

575 Seiten 3o.000 Einzelschriften nach und enthält ein 
Titel-

sowie Schlagwortregister. In den epateren Jahren erschienen Nach-  

trän  dazu. Dieser Katalog aus dem Jahre 1906 legte in 
seinem Vorwort 

schon die Grundlagen für  die »  spätere  Entwicklung der Bibliotheks 

"Die Bibliothek ist ursprünglich angelegt für die Arbeiten 
der 

Handelskammer, wobet naturgemaB die  aan  Kaufmann interessierenden 
Wissenszweige voraugsweise Berücksichtigung fanden. Wir betrachten 

es als unsere Aufgabe, diesen vorhPdenen  Grundstock zu einer 

Handelsbibliothek für Frankfurt am Main auszugestalten. Das 
Bedürfnis 

nach einer solchen  Spezialbibliothek  bedarf für den hiesigen Platz: 

als ein Zentrum des internationalen Geld- und 
Warenverkehrs, keiner 

näheren Begründung. Wir hoffen; &AB die Bibliothek den Arbeiten 
der 

Handelskammern und weiterer Kreise, denen die Benutzung späterhin  

ermöglicht werden soll, sich nützlich erweisen möge". ' 

Ab 193o wurdflach einer verbesserten  Systematik ein 
Zettelkatalog 

eingerichtet, der den Bestand in dreifacher Weise aufschlieSt, nämlichs 

1, eystematisoh 
2. nach Verfassern bzw. Titeln und 

auch korperativen Verfassern 
3. nach dem Schlagwort. 

Die Hälfte des derzeitigen Bestandes ist 
also im Zettelkatalog, 

dessen :Katalogkarten internationales Format 
haben, erschlossen 

OEs bestpht die Absicht, allmählich auch den 
restlichen Bestand 

aus dem alten Bandkatalog in Zettelform zu überführen. 
Die Auf-

nahmen erfolgen nach den Instruktionen für die 
 alphabetischen  

Kataloge der preuBischen Bibliotheken. Der Bestand ist auch nach 

Gruppen aufgestellt, was die Leser bei der engen Verbindung 
von 

Magazin und Lesesaal immer wieder als angenehm begrüBen. 
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Benutzung 

Die Bibliothek, die zunächst nur für die Benutzung der Mitglieder 
der Kammer und ihrer Syndici gedacht war, gewann mit dem 
Wachstum ihrer Bestände und deren Auswahl auf die speziellen 
Belange der Wirtschaft eine zunehmende Bedeutung. Nach dem 
Ende des 1.Weltkrieges wurde die Bibliothek für die allgemeine 
Benutzung geöffnet. Da sie im 2.Weltkrieg fast keine Verluste 
erlitt, haben ihre Bestände nach 1945 erneut an Bedeutung ge- 
wonnen. Auch so mancher Behörde konnte nach 1945 beim Wiederaufbau 
der notwendigen Handbibliothek aus den Sammlungen der Handelskammer 
geholfen werden. 

Da die Kammerbibliothek zu den Bibliotheken zählt, über die da0 
statistische Amt der Stadt Frankfurt laufend berichtet, sind seit 
vielen Jahrzeknten  genaue Übersichten über die Benutzung vorhanden. 
Die Benutzung hat sich wie folgt entwickelt: 

1918 	 689 	Benutzer 
1928 	5601 	• " 
1938 	12433 
1948 	23687 
1958 	22173 
196e 	28o91 

Im Jahre 196o wurden (ohne die häufig eingeSehenen Adressbücher, 
Nachschlagewerke und die Handbibliothek) 57.441 Bände benutzt. 
Obwohl die Bibliothek ihrer ursprünglichen Bestimmung nach eine 
Fräsenzbibliothek ist, werden in den letzten Jahren auch bestimmte 
Literaturgruppen ausgeliehen. Von der Ausleihe sind Krmmentare, 
Loseblattwerke und einzelne Zeitschriften grundsätzlich ausgenommen. 
196o wurden 8.762 Bände ausgeliehen. Da die Bestände im Hessischen 
Sammelkatalog aufgenommen sind, wird auch die Ausleihe nach auswärts 
groSzügig gehandhabt, 

Die Bibliothek verfügt über einen großen Lesesaal mit  5e Arbeits-
plätzen. Die Benutzung ist kostenlos. Die Bibliothek ist für den 
Publikumsverkehr montags bis freitags von 9.00 - 15.00 Uhr und 
samstags von 9„oo - 12.00 Uhr geöffnet. 

Wenn die Bibliothek der Handelskammer auch in erster Linie der 
hiesigen Wirtschaft dient, so werden ihre Sammlungen doch in starkem 
MaBe auch von der Öffentlichkeit in Anspruch genommen und geschätzt. 
Dies beruht vielfach darauf, da wertvolle Werke - oftmals in ihrer 
Vollständigkeit heute einmalig - über den Krieg gerettet werden 
konnten und daß es sich die Handelskammer auch heute noch angelegen 
sein läßt, das Wichtigste aus dem weiten Feld der für die Wirtschaft 
maßgebenden Literatur anzuschaffen. Der Unterschiedlichkeit und der 
stark differierenden Größenordnung der Bezirksfirmen entsprechend 
müssen dabei die Abhandlungen aus den verschiedenen Sammelgebieten 
sowohl in einfacher Form als auch in Darstellungen, die den höchsten 
Anforderungen genügen, vorhanden sein.'Die Bibliothek wird auch 
sehr lebhaft von den Studenten der Johann Wolfgang Goethe-Universität 
und auch den Studierenden der hiesigen Akademie für Welthandel in 
Anspruch genommen, da die Buchbestände der Universität begreiflicher-
weise mit der Zunahme der Zahl der Studenten nicht Schritt hielten. 
Die Kammer  gewährt  den Studenten gern Gastrecht, da sie darin eine 
nachhaltige Förderung des studentischen Nachwuchses sieht. 
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Das Sammelgebit  

Aus dem systematischen Katalog, 
der 193o aufgestellt wurdé„ 

'ergeben sich, die Hauptsammelgebiete 
wie folgt: 

Gruppe A. Bücherkunde, Adressbücher und Nachschlagewerke. 

B. Staatslehre, Staatsrecht und 
Politik. 

C. Rechtswissenschaft 
im allgemeinen, BGB, Strafrecht. 

11 	n.  Handels ,-, Scheck- und Wechselrecht. 

E. Gewerberepht, Arbeitsrecht. 

F. Spezialgebiete des Wirtschaftsrechts 
wie Pa»tentflcht, 

Markenschutz, Wettbewerb. 

G; Völkerrecht; Internationale Verträge. 

H. Finanzwissenschaft, Steuern und Zoll. 

J. Volkswirtschaft 
und Gesellschaftswissetschaft. 

K. Wirtschaftspolitik and alle Fragen 
des praktischen 

Wirtschaftslebens, also auch Außenhandel 
und Wirtschaftar 

verhäItnisse im Ausland, Handelspolitik, Europäische 
Wirtschaftsgemeinschaft usw. 

L. Sozialpolitik. 

'M. Geld-, Bonij; una Börsenwesen. 

N. Versicherungswesen. 

O. Verkehrswesen. 

P. Statistik, 

Q. Betriebswirtschaft 
im weitesten Sinne soie Ausbildungs-

fragen. 

R. Warenkunde, 

S, Wirtschaftsorganisationen. 

T. Ausstellungswesen, Messen , 

U. Länderkunde und Firmenkunde. Atlanten. 

.Innerhalb dieser Gruppen, die jeweils auch die wichtigsten aus-

, ländischen Publikationen enthalten,'stehen 
der Zahl der TiteI 

-nach an der Spitze die Gruppen: 

Finanzwissenschaft und Steuern - Wirtschaftspolitik: 

und Fragón des praktischen  Wirtschaftslebens - 

Betriebswirtschaft 	Volkswirtschaft - 
Geld- Banks, ' 

und Börsenwesen - Länder-  und Firmenkunde -.Adress-- 

bücher, Nachschlagewerke - Wirtschaftsrecht -; 

Verkehrswesen und die Gruppe Sozialpolitik. 

Innerhalb der Sammlungen spielen 
jene Publikationen wie Stellung-

nahmen, Statuten, Berichte, Gutachten 
von wirtdchaftliChen 

Organisationen und Firmen, die meistens nicht im 'BuChhandel ge-- 

führt werden,» auch heute noch,eine wichtige Rolle, da'sie :oft 

Sar die Beurteilung bestimmter Sntwicklungen bedeutsam und. 

such kaum in einer anderen Bibliothek zu 
finden Sind. Unter den 
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Sammlungen befinden sich 165 Fortsetzungswerke und 187 der leider unvermeidlichen Loseblattsammlungen. Es werden laufend 924 Periodika gehalten, von denen ein Teil gebunden wird. Eine große Zahl der Zeitungen und Zeitschriften wird den Mitarbeitern im Hause im Umlauf zugeleitet, voraus sich, wie überall, immer 
wieder Schwierigkeiten im Rücklauf und für die Vollständigkeit der Jahrgänge ergeben. Die Zahl der Periodika setzt sich folgender... maßen zusammen: 

Zeitungen 	 14 
Zeitschriften 	 512 
Gesetz- und Verordnungsblätter 
/Parlmmntsdrucksachen 	 49 
Werkzeitschriften 	 72 
Mitteilungen von Kammern 
(In- und Ausland; zwischen- 
staatlich) 	 13o 
Lageberichte/Wirtschafts- 
informationen 	 53 Statistische Serien 
(EWG, EGKS Bundesrepublik, 
Hessen, Frankfurt) 	 94 

Unter den Beständen befindet sich so manche Kostbarkeit. Hervorzu-heben ist die fast vollständige Sammlung der Frankfurter Zeitung von 1864 bis zu ihrem letzten Erscheinungstag. Auch das Reichsgesetzblatt 
ist vollständig vorhanden, wie auch das Warenzeichenblatt sowie viele andere Zeitungen, Zeitschriften und Serien, die man heute nur noch selten antrifft. Die Berichte und Mitteilungen fast aller Handelskammern Deutschlands und zahlreicher ausländischer Kammern sind seit den 6oer Jahren des vorigen Jahrhunderts nahezu komplett erhalten. Das gleiche gilt für das Frankfurter Adressbuch seit 182o und die Frankfurter Börsen-Kurszettel und -Kursblätter ab 1831. 

Aufgabe und Arbeitsweise  

Mit der Bezeichnung Handelsbibliothek ist das Sammelgebiet klar umri,zen, und die oben wiedergegebene Gruppeneinteilung des Katalogs macht auch die einzelnen Schwerpunkte deutlich. Allerdings müssen 
der wirtschaftlichen Entwicklung folgend heute auch immer stärker Grenzgebiete beobachtet werden, da, um nur einige Themen zu nennen, z.B. die Probleme des Marketing, der Marktforschung, Führungsfragen, 
Management-Ausbildung und vieles andere mehr bis ins Psychologische und Soziologische gehen. 

Die Bibliothek einer Handelskammer hat die Aufgabe, das grundlegende wirtschaftswissenschaftliche  und gesetzeskundliche Material für die Tätigkeit der Kammer und auch für das Wirken der Unternehmungen bereitzustellen, wobei der praktische Nutzen für  die Wirtschaft 
im Vordergrund steht. Unternehmerische Entscheidungen bedürfen 
heute mehr denn je genauer Unterlagen und Unterrichtungen.  Deshalb ist die Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main auch durch 
ihre Bibliothek bemüht, gute Voraussetzungen für die Arbeit ihrer Firmen zu schaffen, so etwa wie Waldemar Wittmann in "Unternehmung und unvollkommene Information" (1959) es umreißt: "Bei der immer größer werdenden Masse an potentiellem Wissen und der zunehmenden Kompliziertheit menschlicher Beziehungen, wird die Möglichkeit, sich die für eine erfolgreiche Unternehmensführung notwendige Ubersicht 
ohne besondere Hilfsmittel zu schaffen, immer geringer. Die ratio- 
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nelle Nutzbarmachung aller verfügbaren Informationsquellen 
ist auf die Dauer billiger als das Herumtappen im Dunklen oder 
der Verlaß auf Intution". 

Davon wird auch die Arbeitsweise der Bibliothek, die möglichst 
unbürokratisch ist, bestimmt. Wie bereits oben ausgeführt, werden 

alle PUblikationen im Katalog in dreifacher Weise aufgeschlossen, -  

wobei  durch In-Verweise auch die einzelnen Beiträge von Feet-

sóhriften usw. katalogisiert werden. Der Schlagwortkatalog geht 

Sehr ins Detail. Da viele Besucher nichtgewohnt sind, mit sinem 

- Katalog zu arbeiten, muS Viel  Zeit  ,für die Beratung und Betreuung 
der Besucher aufgewendet werden. 

Minen 'breiten Raum nimmt die Auskunftserteilung ein, und zwar 

worden vOr allem Auskünfte über Firmen, deren Gesellschaftsform, 
Kapital, leitende Männer, Anschriften,  Produktion,  Filialen sowie 

liber Hersteller bestimmter Waren, Warenzeichen, Wirtschaftsorgani-
sation des In- und Auslandes oder wirtschaftliche und rechtliche 
Verhältnisse in fremden Ländern u.v.a.m. verlangt. Diese Auskünfte 

machen oft zeitaufwendige Recherchen notwendig, zumal die Anfrager 

selbst oft nur sehr lückenhafte Angaben über das  machen,  was sie 

wirklich wissen wollen. Die Auskünfte werden den die Kammer auf-
suchenden Fragestellern sofort erteilt, und auch das Telefon steht 
eigentlich tie still. Wir sind also im gewissen Sinne nicht nur 
Bibliothek, sondern auch Auskunftei, da es sich herumgesprochen hat, 

daß man sich in der Bibliothek der Handelskammer über vielerlei - 

oft auch gar nicht einmal wirtschaftliche Fragen - Auskunft aus 

Büchern und Nachschlagewerken holen kann. 

Um diesen Dienst leisten zu können,  wird eine große Zahl von 

Nachschlagewerken auf dem neuesten Stand gehalten. Die Zahl der 

Nachschlagewerke allgêmeiner-Art über Behörden, Organisationen 

usw. beträgt z.Z. 92; nicht weniget groß ist die: Sammlung der 

Firmenadressbücher, die z.Z. 2o3 Adressbücher umfaßt, in der 

internationale, nationale, örtliche sowie fachliche Adressbücher 

zusamMen getragen sind. Darin ist die umfangreiche Sammlung von 

Wörterbüchern, oft speziell juristisch-wirtschaftlicher Ausrichtung 

nicht enthalten. 

Zur Erleichterung der Auskunftstätigkeit und für die allgemeine 

Information wird seit vielen Jahren eine Dokumentation geführt. 

Wir schreiben aus Zeitungen und  Zeitschriften  Titel heraus, 
die 

erfahrungsgemä3 für unsere Mitarbeiter und unser Publikum von Wert 

sina.  Bei  der zunehmenden Bedeutung der Zeitschriftenliteratur auch 

aniu  wirtschaftlichem Gebiet  weisen wir so Themen nach, !loch lange 

bevor sie in Buchform abgehandelt werden. 

Diese Zeitschriftendokumentation wird seit dem Jahre 193o betrieben, 

indem id.  15e  Zeitungen, Zeitschriften und Parlamentsdrucksachen 

laufend'durchgesehen werden. Im letzten Jahr kamen etwa 25.000 Titel 

neu hinzu. Seit dem Jahre 192o wird eine Dokumentation  über alle 

die Gesetze des Bundes, des Landes:Hessen bzw. ihrer Vorgänger 

und über die örtlichen Bestimmungen geführt, die für die Wirtschaft 

in irgend einer Form von Bedeutung sind. 
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Auslegestelle fur Patentschriften 

Der Bibliothek ist auch eine Auslegestelle für Patentschriften 
angegliedert, in der alle Nachkriegspatentschriften gesammelt 
sind. Sie umfaBt gegenwärtig etwa 3oo.000 Patentschriften, die 
nach Klassen und  Gruppengeordnet sind. 

59 Kammerbibliotheken im Bundesgebiet 

Wenn hier.ein kurzes Bild über den Aufbau und die Tätigkeit der 
. Bibliothek der Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main 

gegeben wurde, so  darf abschlieBend darauf hingewiesen werden, daß 
such viele andere Handelskammern fiber Bibliotheken  verfügen, Ihre 
GrtiBe hängt sehr von den örtlichen  Gegebenheiten ab. Von etwa der 
Hälfte der Ol westdeutschen Industrie- und Handelskammern werden 
gegenwärtig Bibliotheken unierhalten, und es darf erfreulicherweise 
festgestellt werden, daß das Interesse dafür in den letzten Jahren 
ganz allgemein gewachsen ist. 

Bei einer Umfrage des Deutschen Industrie- und Handelstags, der 
ebenfalls über eine Bibliothek verfügt, ergaben sich im Jahre 1218  
in der Spitze folgende Buchzahlen: 

Bibliothek der IHK Frankfurt a,M.: 85.000 Bände 
Hamburg 6o.000 " 
München 5o.800 " 
Köln 37.000 " 
Bremen 24.000 " 
Wuppertal-Elberfeld 14.000 " 
Limburg 12.598 " 

Bei diesem Gegenwartsbild soll jadach nicht vergessen werden *  daß 
bei vielen Industrie- und Handelskammern im 2.Weltkrieg wertvolle 
Bibliotheksbestände verloren gegangen'sind. So hat z.B. die 1735 
gegründete Commerzbibliothek in Hamburg, die iM Jahre 194o bereits 
2oo.000 Bände ihr Eigen nannte, den größten Teil ihres Bestandes 
verloren; sie besaß im Jahre 196o wiederum 65.000.Bände. Auch die 
ehemals bedeutende Bibliothek der Berliner Handelskammer existiert 
nicht mehr. tiler den Verbleib der wertvollen Bestände .der früher 
ebenfalls weithin gesch4i;zten Bibliothek der Kammer Leipzig - die 
1925 schon 4o.000 Benutzer hatte - wie auch anderer Kammerbiblio-
theken'aus Mitteldeutschland ist dem Verfasser nichts bekannt. 

Die Benutzerzahlen und auch die hier gegebenen Einblicke in die 
Sammlungen lassen erkennen, welche vielfältigen Dienste die 
Industrie- und Handelskammer Frankfurt am Main der Wirtschaft mit 
ihrer Bibliothek bietet; eine Dienstleistung, die von den Unter-
nehmungen, wie auch der Verwaltung, mit deren Bibliothekaren wir 
freundschaftlich zusammenarbeiten, der Wissenschaft und einer 
breiten Öffentlichkeit lebhaft in Anspruch genommen wird. 


